
Empfehlung an die Stimmberechtigten 

Bundesrat und Parlament empfehlen den Stimmberechtigten, zweimal Ja 
und einmal Nein zu stimmen: Ja zu den Strassenabgaben (Schwerver- 
kehrsabgabe und Vignette) und Nein zur Zivildienst-Initiative. 

Volksabstimmung 



I 
Strassenverkehrsabgaben 

Nun soll das Volk entscheiden! 
Seit Jahren versuchen Bundesrat und Parlament, die Bundesfinanzen 
wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Eine Reihe von Sparrunden hat bereits 
zur Kürzung zahlreicher Ausgaben geführt. Eine dauerhafte Gesundung der 
Bundesfinanzen setzt aber auch neue Einnahmen voraus. Dabei spricht man 
häufig auch von Strassenverkehrsabgaben. das heisst von einer Schwer- 
verkehrsabgabe, einer Autobahn-Vignette und einer Tunnelgebühr. 

- 
Eine Umfrage bei Kantonen. Parteien und Verbänden fiel zugunsten der 
Schwerverkehrsabgabe aus, während die Vignette auf eine gewisse Skep- 
sis stiess. Der Bundesrat beantragte 1980, eine kosten- und leistungsab- 
hangige Schwerverkehrsabgabe einzuführen, auf die Vignette jedoch vor- 
derhand zu verzichten. Das Parlament beschloss aber im Juni 1983, Vqlk 
und Ständen die Möglichkeit zu geben, sich sowohl zur Schwerverkehrsab- 
gabe als auch zur Vignette zu aussern. Die Idee der Tunnelgebühren ver- 
folgte es aus staatspolitischen und praktischen Gründen nicht weiter. 

Deckt der Motorfahrzeugverkehr seine Kosten? 
Das Problem der Strassenverkehrsabgaben hangt eng mit der Frage zusam- 
men, ob der Motorfahrzeugverkehr die von ihm verursachten Strassen- 
kosten deckt. Diese Frage ist sehr umstritten. Die Antwort hangt davon ab, 
von welchen Berechnungsmethoden man ausgeht. Fest steht jedenfalls, 
dass Bund, Kantone und Gemeinden zwischen 1961 und 1981 fbr den 
motorisierten Strassenverkehr fast zehn Milliarden Franken mehr ausgaben, 
als sie von ihm uber Sonderabgaben (hauptsächlich Treibstoffzölle und 
Motorfahrzeugsteuern) einnahmen. Die Nationalstrassenvorschüsse des 
Bundes konnten zwar im Verlaufe der letzten zehn Jahre zuruckbezahlt 
werden, und nach der neuen Treibstoffzollregelung werden den Kantonen 
die steigenden Unterhaltskosten fur die Nationalstrassen weitgehend abge- 
nommen. Trotzdem verbleiben den Kantonen und Gemeinden noch jahr- 
liche Strassenausgaben von mehr als einer Milliarde Franken. die aus allge- 
meinen Steuergeldern aufgebracht werden müssen. 

Finhezuo der ausländischen Motorfahrzeuge - . . . - - -. 
Die Schweiz ist ein Ferien- und Transitland. Der Anteil der ausländischen 
Motorfahrzeuge ist daher besonders hoch, und unser Strassennetz musste 
teilweise auf diese zusatzliche Belastung ausgerichtet werden. Mit der 
Eröffnung der Alpentunnel am San Bernardino (1967) und Gotthard (19801 
wurde die Verbindung zwischen den nordeuropaischen Zentren und Italien 
durch die Schweiz noch attraktiver. Heute bezahlen die Ausländer an die 
Beniitzung unserer Strassen aber nur dann einen Anteil, wenn sle in der 
Schweiz tanken. Das ist bei den Lastwagen wegen unserer hohen Dieselöl- 
preise kaum der Fall; bei den Personenwagen ist es unterschiedlich, je nach 
Benzinpreis und Wahrungssituation in den Nachbarlandern. Mit den vorge- 
schlagenen Strassenabgaben werden auch die ausländischen Strassen- 
heniltznr auf ieden Fall etwas zahlen müssen. -- 
Die neuen Verkehrsabgaben sind mit den internationalen Verpflichtungen 
der Schweiz vereinbar. Seit 1931 besteht ein internationales Abkommen, 
wonach die Motorfahrzeuge im internationalen Verkehr nur im Heimatland 
besteuert werden dlirfen. Ausgenommen sind Abgaben auf dem Treibstoff 
und für die Benutzung besonderer Strassen. Deshalb verlangen beispiels- 
weise Frankreich und Italien für die Benützung der meisten Autobahnen 
Ctrassensboaben. Nicht zulassig wären hingegen Abgaben, die nur auf aus- -.. ---- .-" 
ländischen Fahrzeugen erhoben würden. 

Eine Übergangslösung - - 

Die Schwerverkehrsabgabe und die Autobahn-Vignette ~ i n d  auf zehn Jahre 
befristet und kennen vor Ablauf dieser Frist durch ein Gesetz wieder aufge- 
hoben werden. Damit ist es moglich, das ganze Problem der Strassenbenut- 
zungsabgaben spater definitiv mit der Gesamtverkehrskonzeption (GVK) zu 
regeln. Diese verlangt, dass die Benutzer aller Verkehrstrager - nach 
Abgeltung der Leistungen, die der Allgemeinheit zugutekommen - ihre 
Kosten in der Regel decken. 



I 
- 1 1. Vorlage 

Schwerverkehrsabgabe 

Schwe~erkehr verursacht hohe Strassenkosten 
Bundesrat und Parlament sind sich einig, dass der Schwerverkehr die von 
ihm verursachten Strassenkosten heute nicht voll deckt. Das Ausmass des 
Fehlbetrages ist umstritten, und deshalb wird gegenwärtig die Strassen- 
rechnung überprüft. Im Parlament wurde geschatzt, dass der Schwerver- 

-kehr rund 190 Millionen Franken pro Jahr zu wenig zahlt. 

Dazu kommen Umweltbelastung, Gesundheitskosten, Energieprobleme 
usw., die ebenfalls berücksichtigt werden sollten. Viele erhoffen sich von 
einer zusätzlichen Belastung der schweren *Brummern nicht nur eine 
gerechtere Lastenaufteilung, sondern auch eine schwächere Zunahme des 
Schwerverkehrs. Ferner dürfte sich für die Bahnen die Wettbewerbsiage 
etwas verbessern. 

Was ist die Schwerverkehrsabgabe? - 
Auf in- und ausländischen Motorfahrzeugen und Anhangern mit einem 
Gesamtgewicht von je über 3,5 Tonnen wird eine jährliche Abgab erho- 
ben. Diese ist nicht zweckgebunden. Je nach dem Gewicht des Fahrzeugs 
beträgt die Abgabe 500 bis 3000 Franken pro Jahr. Steht ein Fahrzeug für 
weniger als ein Jahr in der Schweiz im Verkehr, so verringert sich der 
Betrag. Der Bundesrat kann zudem Erleichterungen für den Bahntransport 
der Lastwagen (Huckepack) gewähren und Sonderregelungen für Fahrten in 
Grenzregionen treffen. Die Abgabe wird fur die Schweizer Fahrzeuge von 
den Kantonen und für die ausländischen beim Grenzübertritt erhoben. 

Gütertranspone in der Schweiz itn Milliarden Tonnen -Kilometern1 

6 auf der Strasse 
1960 - rn ) I -  44. auf der Schkene 

Eine Pauschalabgabe 
Eine Schwerverkehrsabgabe kann pauschal (pro Fahrzeug) oder nach dem 
effektiven Einsatz der einzelnen Fahrzeuge für Strassentransporte erhoben 
werden. Das Parlament entschied sich für eine Pauschalabgabe, weil sich 
diese rasch und einfach verwirklichen lässt. Im Rahmen der koordinierten 
Verkehrspoiitik soll aber eine sogenannte leistungsabhängige Abgabe ange- 
strebt werden, deren Höhe sich nach den gefahrenen Kilometern richtet. 

Der Ertrag der Schwerverkehrsabgabe 
Schätzungsweise bringt die Schwerverkehrsabgabe dem Bund pro Jahr 
etwa 150 Millionen Franken ein, 90 Millionen von schweizerischen und 
60  Millionen von ausländischen Fahrzeugen. Der Erhebungsaufwand liegt 
bei etwa 5 Millionen Franken. 

Wieviel Schwerverkehr auf unseren Strassen? 
In der Schweiz gibt es fast 50 000 schwere Lastwagen und Sattel- 
schlepper sowie ungefahr 5500 Autocars mit über 3,5 Tonnen 
Gewicht. Sie legen jährlich gegen 2 000 000 000 Kilometer zurück, 
was rund 50 000 Erdumkreisungen entspricht. 
In den letzten Jahren sind ferner im Durchschnitt pro Arbeitstag zirka 
2400 auslandische Lastwagen und Sattelschlepper sowie pro Tag 
etwa 450 ausländische Cars in die Schweiz eingefahren. 

<I 



/ Argumente für und gegen die Schwerverkehrsabgabe Abstimmungstext zur ~chwerverkehrsabgabe 
Dagegen: Der Schwerverkehr zahlt schon genug. Die neue Abgabe ist deshalb 

nicht gerechtfertigt. 
Dafür: Selbst wenn die verschiedenen Rechnungsmethoden umstritten sind, 

steht für Bundesrat und Parlament fest, dass der Schwerverkehr seine 
Kosten nicht voll deckt. 

Dagegen: Die Abgabe erhöht die Transportkosten und belastet somit die Kon- 
sumenten. 

Dafür: Für die meisten Lastwagen mit ihren grossen Fahrleistungen macht die 
Abgabe pro Kilometer nur wenig aus. Der Anteil der Schwerverkehrsab- 
gabe an den jährlichen Betriebskosten eines Lastwagens beträgt ledig- 
lich 1 bis 2 Prozent. Auch wenn die Abgabe voll auf die transportierten 
Waren überwälzt würde. wäre nur eine geringfügige Teuerung zu erwar- 
ten. Im übrigen sind die Kosten des Schwerverkehrs so oder so zu 
decken, entweder vom Strassenbenützer oder vom Steuerzahler. 

Bundesbeschluss 
über die Erhebung einer Schwerverkehrsabgabe 

vom 24. Juni 1963 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt erganzt: 

I Dagegen: Die Abgabe zielt darauf ab, die Bahnen zu privilegieren. Die Strassen. Art. 17 
transportkosten werden feurer, während der Bund das DefjZ,t der 
Bahnen ubernimmt. L ~~~d erhebt fur die Benutzung der dem allgemeinen Verkehr geoffneten 

Dafür: Der Strassenverkehr erhielt mit dem Ausbau des Strassennetzes - man strassen auf in- und auslandischen Motorfahrzeugen und Anhangern mit einem 

denke nur an den Gotthard-Tunnel - erhebliche Vorteile. Gesamtgewicht von j e  über 3,s Tonnen eine jahrliche Abgabe. 

Dagegen: Die Abgabe trifft zu Unrecht auch den Nahverkehr, der die Bahn nicht 
konkurrenziert. 

Dafür: Auch im Nahverkehr werden grosse Transportleistungen erbracht, 
welche die Strassen belasten. Zudem können die gleichen Lastwagen 
sowohl im Regional- als auch im Fernverkehr eingesetzt werden. 

Dagegen: Die Abgabe ist eine reine Steuerabgabe, die in dieser Form nicht in die 
Gesamtverkehrskonzeption (GVKI passt. Sie sollte keinesfalls unab- 
hängig von der GVK eingeführt werden. 

Dafür: Die Abgabe läuft dem Sinn der GVK nicht zuwider und kann deshalb 
schon heute eingeführt werden. Auch die Bahnen haben mit ihren Ratio- 
nalisierungsmassnahmen schon heute Forderungen der GVK erfüllt. 

Dagegen: Die Abgabe bringt einen unnötigen Verwaltungsaufwand. 
Dafür: Die Abgabe ist einfach zu erheben. ZusätzlicherVerwaltungs- und Perso- 

nalaufwand sind gering. 

I Dagegen: Das Schweizer Transportgewerbe hat  Gegenmassnahmen auslän- 
discher Staaten zu befurchten. 

Dafür: Da Schweizer und Auslander gleich behandelt werden, entspricht die 
Vorlage den internationalen Vereinbarungen. Der Verfassungstext 
erlaubt es dem Bundesrat, beim Vollzug eine Regelung zu treffen. die den 

I internationalen Vereinbarungen Rechnunq trast. - - 
- 

die befürwortenden Argumente überzeu- 
gender; sie empfehlen deshalb. dem nachstehenden Bundesbeschluss 

II zuzustimmen. 1 

Diese Abgabe betragt: 
a. für Lastwagen und Sattelmotoffahrzeuge . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - von bber 3.5 bis 11 Tonnen.. 500 Franken 

....................... - von uber 1 1  bis 16 Tonnen.. 1500 Franken 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - von uber 16 bis 19 Tonnen. 2000 Franken 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - von über 19 Tonnen 3000 Franken 

b. fur Anhanger 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - von uber 3,5 bis 8 Tonn~n 500 Franken 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - von uber 8 bis 10 Tonnen 1000 Franken 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  - von uber I0 Tonnen 1500 Franken 

C. fur Gesellschaftswagen 500 Franken 

' Der Bundesrat bestimmt fiir Fahrzeuge, die nicht das ganze Jahr in der Schweiz 
i m  Verkehr stehen, nach Gultigkeitsdauer abgestufte Abgabesatze; er beruck- 
siehtigt den Erhebungsaufwand. 

' Der Bundesrat regelt durch Verordnung den Vollzug. Er kann fur besondere 
Fahrzeugkategorien die Ansatze i m  Sinne von Absatz 2 festlegen, bestimmte Fahr- 
zeuge von der Abgabe befreien und Sonderregelungen treffen, insbesondere fur 
Fahrten im Grenzbereich. Durch solche durfen i m  Ausland immatrikulierte Fahr- 
zeuge nicht besser gestellt werden als schweizerische. Der Bundesrat kann fur 
Ubertretungen Bussen vorsehen. Die Kantone ziehen die Abgabe fur die im Inland 
immatrikulierten Fahrzeuge ein. 

Die Erhebung dieser Abgabe ist auf zehn Iahre befristet. Vor Ablauf dieser Frist 
kann auf dem Wege der Gesetzgebung ganz oder teilweise auf die Abgabe ver- 
zichtet werden. 



2. Vorlage 

Autobahn-Vignette 

Was ist die Vignette? 
Die Vignette ist ein Kleber, den man fur 30  Franken pro Jahr kauft, um die 
Nationalstrassen benützen zu können. Sie ist als Quittung am Fahrzeug zu 
befestigen. Sie soll für in- und ausländische Automobile und Anhanger 
(auch Wohnwagen) bis zu einem Gesamtgewicht von je 3,5 Tonnen sowie 
fur Motorräder vorgeschrieben werden. Die Abgabe ist für das ganze Kalen- 
derjahr zu entrichten. Fur die Grenzregion kann der Bundesrat Sonderrege- 
lungen treffen. Im Ausland, an der Grenze und im Inland müssen Verkaufs- 
stellen eingerichtet werden. Die Mitwirkung von privaten organisationen 
(z, B. Automobilverbande. Garagen, Tankstellen usw.) sowie von Polizei 
und Zollstellen wird gepr~ift. 

Der Ertrag der Vignette 

Die Vignette durfte jahrlich etwa 250 bis 300 Millionen Franken etnbringen. 
200 bis 250 Millionen stammen von auslandischen und 50 Millionen von 
schwetzerischen Fahrzeugen. Dies ist gerechtfertigt, weil beim National- 
strassenbau unter anderem auch die Belastung durch den Transitverkehr 
der zahlreichen ausländischen Personenwagen berucksichtigt werden 
musste, die aus diesen Strassen besondere Vorteile ziehen. 

Von den Erträgen ist ein Erhebungsaufwand von 3 0  bis 50 Millionen Fran- 
ken abzuziehen, so dass ungefähr 200 bis 270 Millionen Franken in die Bun- 
deskasse fliessen. 

Entwicklung des Nationalstrassennetzes 

[ Leichte Motorfahrzeuge in der Schweiz I 
Das Parlament mochte die Vignette wegen der schwierigen Finanzlage des in der Schweiz stehen rund 2 500000 Personenautos und etwa 
Bundes. Nach Seiner Auffassung 1st diese Abgabe vertretbar, weil der ~ ~ t ~ -  120000  ~ ~ t ~ ~ ~ a d ~ ~  im Verkehr. In den letzten Jahren sind ferner im 
mobilist dank den Autobahnen erhebltche Betr~ebskoste~ und zeit Tagesdurchschnitt ungefähr 140 000 auslandische Personenautos und 
sparen kann. Auch andere Länder wie z. B. ltalien, Frankreich und spanlen 1 etwa 5000 auslandische Motorräder in die Schweiz eingereist. 
verlangen Autobahngebuhren. I 

\i J 
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